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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Weingesetzes 

A. Problem 

Die ab 1. April 1973 geltende Verordnung (EWG) Nr. 1769/72 
der Kommission vom 26. Juli 1972 zur Ausstellung von Begleit-
dokumenten und zur Festlegung der Pflichten der Erzeuger und 
Händler außer Einzelhändlern in der Weinwirtschaft (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 191 S. 1) enthält zahl-
reiche Ermächtigungen an die Mitgliedstaaten, die zur Anwen-
dung dieser Gemeinschaftsverordnung erforderlichen nationalen 
Durchführungsvorschriften zu erlassen. In diesen müssen auch 
Regelungen getroffen werden, die von den Rechtsverordnungs-
ermächtigungen in § 50 Abs. 2 und § 57 des Weingesetzes nicht 
gedeckt sind. 

B. Lösung 

Die Rechtsverordnungsermächtigungen in §§ 50 und 57 des 
Weingesetzes werden den Erfordernissen des Gemeinschafts-
rechts entsprechend geändert und ergänzt. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Weingesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Weingesetz vom 14. Juli 1971 (Bundesge-
setzbl. I S. 893), geändert durch das Gesetz zur Ände-
rung des Weingesetzes vom 19. Juli 1972 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1249), wird wie folgt geändert: 

1. § 50 erhält folgende Fassung: 

„§ 50 

Begleitdokumente 

(1) Durch Rechtsverordnung kann festgelegt 
werden, daß weinhaltige Getränke, Branntwein 
aus Wein, Weindestillat, Weinalkohol und Roh-
brand aus Wein oder aus Brennwein nur mit 
einem Begleitdokument in den Verkehr gebracht, 
ins Inland oder aus dem Inland verbracht werden 
dürfen. 

(2) Durch Rechtsverordnung können ferner die 
Vorschriften erlassen werden, die zur Durchfüh-
rung von Rechtsakten des Rates oder der Korn-
mission der Europäischen Gemeinschaften über 
Begleitdokumente für Erzeugnisse erforderlich 
sind." 

2. In § 57 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„ (3) Durch Rechtsverordnung können ferner die 
Vorschriften erlassen werden, die zur Durchfüh-
rung von Rechtsakten des Rates oder der Korn-
mission der Europäischen Gemeinschaften über 
die Buchführung bei Erzeugnissen erforderlich 
sind." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 1 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er-
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am  Tage  nach der Verkündung g 
in Kraft. 

Bonn, den 30. Januar 1973 

Wehner und Fraktion 

Dr. Barzel und Fraktion 

Mischnick und Fraktion 
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Begründung 

I. Allgemeines 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1769/72 der Kommission 
vom 26. Juli 1972 zur Ausstellung von Begleitdoku-
menten und zur Festlegung der Pflichten der Erzeu-
ger und Händler außer Einzelhändlern in der Wein-
wirtschaft (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf-
ten Nr. L 191 S. 1) enthält zahlreiche Ermächtigun-
gen an die Mitgliedstaaten, nationale Vorschriften 
zur Durchführung dieser Gemeinschaftsverordnung 
zu erlassen. Die für die Bundesrepublik Deutsch-
land erforderlichen Regelungen sollen im Wege 
einer Änderung der Wein-Überwachungs-Verord-
nung vom 15. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 951) 
getroffen werden. Sie sind jedoch, soweit sie (z. B. 
auf Grund des Artikels 13 Abs. 2 der Verordnung 
[EWG] Nr. 1769 72) Bestimmungen über den Umfang 
der Begleitdokumentenpflicht treffen, von der Er-
mächtigung in § 50 Abs. 2 des Weingesetzes nicht 
gedeckt, die lediglich zum Erlaß von näheren Vor-
schriften „über Art und Muster der nach Artikel 29 
Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 erforder-
lichen Begleitdokumente" ermächtigt. Desgleichen 
überschreitet die den Mitgliedstaaten in Artikel 20 
Abs. 1 Satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1769/72 
auferlegte Verpflichtung, Höchstsätze für Verdun-
stung, Lagerung und die verschiedenen Behandlun-
gen festzulegen, den Rahmen der Rechtsverordnungs-
ermächtigung in § 57 des Weingesetzes. § 50 Abs. 2 
und § 57 des Weingesetzes müssen daher entspre-
chend den Erfordernissen des Gemeinschaftsrechts 
geändert werden. 

Durch Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2312/71 
des Rates vom 29. Oktober 1971 zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 zur Festlegung er-
gänzender Vorschriften für die gemeinsame Markt-
organisation für Wein (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 244 S. 9) ist die vorher auf die 
unter den Nummern 1 bis 15 des Anhangs II der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 vom 28. April 1970 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 99 S. 1) genannten Erzeugnisse beschränkte Be-

gleitdokumentenpflicht auf alle der EWG-Wein-
marktorganisation unterliegenden Erzeugnisse aus-
gedehnt worden. Damit ist § 50 Abs. 1 Nr. 1 des 
Weingesetzes mit der Ermächtigung, für die unter 
den Nummern 16 bis 22 des Anhangs II der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 816/70 aufgeführten Erzeugnis-
se eine Begleitdokumentenpflicht festzulegen, unan-
wendbar geworden und muß aus Gründen der 
Rechtsklarheit aufgehoben werden. 

II. Einzelheiten 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 ändert § 50 und § 57 des Weingesetzes 
entsprechend den Erfordernissen des Gemeinschafts-
rechts. Dabei ist in § 50 Abs. 1 wegen der inzwischen 
erfolgten Regelung durch Gemeinschaftsrecht die 
alte Nummer 1 ersatzlos weggefallen. § 50 Abs. 2 
und § 57 Abs. 3 enthalten die Ermächtigungen, durch 
Rechtsverordnung die zur Durchführung von Rechts-
akten des Rates und der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften über Begleitdokumente und 
Buchführung bei den Erzeugnissen des Weingesetzes 
erforderlichen Vorschriften zu erlassen. Sie ermög-
lichen es, die zur Durchführung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1769/72 erforderlichen Regelungen zu 
treffen und auch die bei einer späteren Änderung 
des Gemeinschaftsrechts möglicherweise entstehen-
den Verpflichtungen zum Erlasse von nationalen 
Durchführungsvorschriften ohne nochmalige Ge-
setzesänderung kurzfristig zu erfüllen. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 




